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Stand 27. Januar 2015 

Satzung  

der 

Deutsche Wohnen AG, Frankfurt am Main 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

(1)  Die Aktiengesellschaft führt die Firma 

Deutsche Wohnen AG. 

(2) Sie hat ihren Sitz in Frankfurt am Main. 

(3) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar eines Jahres und endet am 31. Dezember. 

§ 2 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Erwerb, die Verwaltung, Vermietung und Bewirt-

schaftung sowie der Verkauf von Wohnimmobilien, Pflegeeinrichtungen und sonstiger Im-

mobilien. Es können Immobilien errichtet, modernisiert und instandgesetzt werden sowie 

Dienstleistungen erbracht und Kooperationen aller Art vorgenommen werden. 

(2) Die Gesellschaft kann in den vorgenannten Geschäftsfeldern selbst oder durch Tochter- 

oder Beteiligungsgesellschaften tätig werden, deren Unternehmensgegenstand sich ganz 

oder teilweise auf die Geschäftsfelder der Gesellschaft erstreckt. Sie kann solche Unter-

nehmen gründen oder erwerben; sie kann Tochterunternehmen einheitlich leiten oder sich 

auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken und sie kann über ihre Beteiligungen ver-

fügen. Die Gesellschaft ist auch zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die mit 

dem Unternehmensgegenstand zusammenhängen oder ihm unmittelbar oder mittelbar zu 

dienen bestimmt sind. 
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§ 3 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im elektronischen Bundesanzeiger veröf-

fentlicht. Soweit gesetzlich zulässig, können Bekanntmachungen auch durch eingeschrie-

benen Brief erfolgen. 

(2) Mitteilungen an die Aktionäre nach § 125 Abs. 1 i.V.m. § 128 Abs. 1 AktG sowie nach 

§ 125 Abs. 2 AktG erfolgen unter den Voraussetzungen des § 30b Abs. 3 Nr. 1lit b) bis d) 

WpHG und unbeschadet des § 30b Abs. 1 WpHG ausschließlich im Wege elektronischer 

Kommunikation, soweit nicht der Vorstand eine andere gesetzlich zulässige Form be-

stimmt. Gleiches gilt für die Übermittlung derartiger Mitteilungen der Gesellschaft an die 

Aktionäre durch Dritte. 

II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 294.259.979,00 (in Worten: Euro zweihun-

dertsvierundneunzig Millionen zweihundertneunundfünfzigtausendneunhundertneunund-

siebzig) und ist eingeteilt in 294.259.979 (in Worten: zweihundertvierundneunzig Millionen 

zweihundertneunundfünfizigtausendneunhundertneunundsiebzig) Stückaktien mit einem 

rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1 je Aktie. 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(3) Bei der Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnverteilung im Hinblick auf die jungen Aktien 

abweichend von § 60 Absatz 2 Satz 3 AktG geregelt werden. 

(4) Die Form von Aktienurkunden, von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen sowie von 

Schuldverschreibungen und Zins- und Erneuerungsscheinen setzt der Vorstand fest. Der 

Anspruch des Aktionärs auf Einzelverbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. Ebenso 

ist der Anspruch des Aktionärs auf Ausgabe von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen 

ausgeschlossen. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne 

oder mehrere Aktien verkörpern. 

§ 4a 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Ge-

sellschaft in der Zeit bis zum 10. Juni 2017 um bis zu EUR 85.000.000,00 einmalig oder 

mehrmals durch Ausgabe von bis zu 85.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-

aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2014).  

(2) Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei 

nach § 186 Absatz 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzu-

bieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, das Bezugs-

recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhö-

hungen im Rahmen des genehmigten Kapitals auszuschließen, 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
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(ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschrei-

bungen, die von der Gesellschaft oder einer hundertprozentigen unmittelbaren oder 

mittelbaren Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch werden, ein 

Bezugsrecht auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft in 

dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-

lungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten als Aktionär zustünde; 

(iii) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und 

Ausstattung im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht 

wesentlich im Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 

unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige 

Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die zur Be-

dienung von Options- oder Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Optionsrecht ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern 

diese Schuldverschreibungen in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 

Satz 4 Aktiengesetz während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Auf die Höchstgrenze von 10 % des 

Grundkapitals sind ferner diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft anzurechnen, 

die während der Laufzeit des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in Verbindung 

mit § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußert werden;  

(iv) wie dies erforderlich ist, um Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu 

der Gesellschaft und/oder ihren verbundenen Unternehmen stehen oder standen, 

insbesondere unter dem unter Tagesordnungspunkt 16 der Hauptversammlung der 

Gesellschaft vom 11. Juni 2014 beschriebenen Aktienoptionsprogramm ausgeben 

zu können, wobei der auf die ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Be-

trag des Grundkapitals insgesamt 5 % des Grundkapitals nicht überschreiten darf, 

und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch 

im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf die vorgenannte 5 %-

Grenze sind auch eigene Aktien der Gesellschaft sowie Aktien der Gesellschaft aus 

bedingtem Kapital anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung an 

Mitarbeiter oder Geschäftsführungsorgane der Gesellschaft bzw. verbundener Un-

ternehmen gewährt werden; 

(v) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbesondere – aber ohne Beschrän-

kung hierauf – zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Un-

ternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögens-

gegenständen (insbesondere Immobilienportfolios bzw. Anteile an Immobilienun-

ternehmen) oder zur Bedienung von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 

sowie Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder einer Kombination 

dieser Instrumente, die gegen Sacheinlagen ausgegeben werden. 
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(3) Die in den vorstehenden Absätzen enthaltenen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsaus-

schluss bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen sind insgesamt auf ei-

nen Betrag, der 20 % des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Er-

mächtigung, beschränkt. Auf die vorgenannte 20 %-Grenze sind darüber hinaus auch ei-

gene Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts veräußert werden, sowie diejenigen Aktien, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrech-

ten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben 

werden, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung aufgrund der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 9 der Hauptver-

sammlung vom 11. Juni 2014 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgege-

ben werden. Soweit während der Laufzeit der in den vorstehenden Absätzen enthaltenen 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss durch Wirksamwerden des zwischen der 

Deutsche Wohnen AG und der GSW Immobilien AG am 30. April 2014 geschlossenen Be-

herrschungsvertrags Rechte zum Bezug von Aktien der Deutsche Wohnen AG im Tausch 

gegen Aktien der GSW Immobilien AG begründet werden, so wird die Zahl dieser Aktien 

der Deutsche Wohnen AG ebenfalls auf die vorgenannte 20 %-Grenze angerechnet. Fer-

ner sind diejenigen Aktien auf die vorgenannte 20 %-Grenze anzurechnen, die aus beding-

tem Kapital zur Bedienung von Aktienoptionsrechten ausgegeben werden, sofern die Akti-

enoptionsrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund der Ermächtigung un-

ter Tagesordnungspunkt 16 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 11. Juni 2014 

gewährt werden. 

(4) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.  

§ 4b 

(1) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 16.075.714,00, eingeteilt in bis zu Stück 16.075.714  

auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2013). Die beding-

te Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der durch die Gesell-

schaft im November 2013 gegen Bareinlagen begebenen Wandelschuldverschreibungen 

von ihrem Wandlungsrecht gemäß den Anleihebedingungen Gebrauch machen oder die 

Gesellschaft gemäß den Anleihebedingungen von ihrer Option, jede Schuldverschreibung 

am jeweiligen Fälligkeitstag ganz oder teilweise in Aktien zurückzuzahlen, Gebrauch macht 

und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Im Falle der 

Wandlung erfolgt die Ausgabe der neuen Aktien zu dem nach den Anleihebedingungen je-

weils maßgeblichen Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-

schäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. 

(2) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 50.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 50.000.000 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung bedingt erhöht 

(Bedingtes Kapital 2014/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 

wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. die zur Wand-

lung oder Optionsausübung Verpflichteten aus gegen Bareinlage ausgegebenen Wandel- 
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und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechte mit Options- oder Wand-

lungsrecht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente), die von der Deutsche Wohnen AG 

oder abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Deutsche Wohnen AG stehenden Unter-

nehmen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 11. Juni 

2014 bis zum 10. Juni 2019 ausgegeben bzw. garantiert werden, ihre Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte ausüben oder Wandlungs- bzw. Optionspflichten erfüllen, oder soweit die 

Deutsche Wohnen AG ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Deutsche Wohnen AG zu gewähren, soweit jeweils nicht 

ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital oder bör-

sennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft oder andere Leistungen zur Bedienung ein-

gesetzt werden. 

Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand für Schuldverschreibungen, die 

aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 11. Juni 2014 bis 

zum 10. Juni 2019 ausgegeben bzw. garantiert werden, sofern rechtlich zulässig, mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäfts-

jahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder 

der Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder bei Ausübung eines Wahlrechts 

durch die Deutsche Wohnen AG noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand 

ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen.  

§ 4c 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.956.752,00 durch Ausgabe von bis 

zu 6.956.752 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-

pital 2014/II). 

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung einer Abfindung in Aktien der Gesell-

schaft an die außenstehenden Aktionäre der GSW Immobilien AG gemäß den Bestimmun-

gen des Beherrschungsvertrags zwischen der Gesellschaft und der GSW Immobilien AG 

vom 30. April 2014 (der „Beherrschungsvertrag“) zu dem in § 5 Abs. 1 des Beherrschungs-

vertrags bestimmten bzw. einem gemäß § 5 Abs. 4 oder § 5 Abs. 5 des Beherrschungsver-

trags angepassten Umtauschverhältnis. Soweit nach Maßgabe von § 5 Abs. 2 des Beherr-

schungsvertrags erforderlich, wird die Gesellschaft Aktienteilrechte in bar ausgleichen. 

(3) Für den Fall, dass außenstehende Aktionäre der GSW Immobilien AG ihre GSW-Aktien vor 

Bezug einer Dividende und/oder Leistung aufgrund der Garantiedividende auf ihre GSW-

Aktien für das Geschäftsjahr 2014 bzw. für nachfolgende Geschäftsjahre in Aktien der Ge-

sellschaft tauschen, so werden ihnen – soweit rechtlich und tatsächlich möglich – jeweils 

Aktien der Gesellschaft gewährt, die von dem Beginn des letzten abgelaufenen Geschäfts-

jahrs vor ihrer Entstehung am Gewinn teilnehmen. Für den Fall, dass außenstehende Akti-

onäre der GSW Immobilien AG ihre GSW-Aktien nach Bezug einer Dividende und/oder 

Leistung aufgrund der Garantiedividende auf ihre GSW-Aktien für das Geschäftsjahr 2014 

bzw. für nachfolgende Geschäftsjahre in Aktien der Gesellschaft tauschen oder soweit eine 

Gewährung von Aktien mit einer Gewinnberechtigung entsprechend dem vorangegange-

nen Satz rechtlich oder tatsächlich nicht möglich ist, so werden ihnen jeweils Aktien der 
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Gesellschaft gewährt, die von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teilnehmen. 

(4) Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt gegen die Übertragung von Aktien der GSW Immobi-

lien AG durch deren außenstehende Aktionäre. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur in-

soweit durchgeführt, wie die außenstehenden Aktionäre der GSW Immobilien AG von ih-

rem Abfindungsrecht Gebrauch machen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung fest-

zusetzen. 

§ 4d 

(1) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 12.879.752,00 durch Ausgabe von bis zu 12.879.752 

Stück neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014/III). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient ausschließlich dem Zweck der Gewährung von Aktienoptionen an 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und an ausgewählte Führungskräfte der Gesell-

schaft und verbundener Unternehmen nach näherer Maßgabe der Bestimmungen des Er-

mächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 11. Juni 2014. Die bedingte Kapital-

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Inhaber von Aktienoptionen von ihrem Be-

zugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Er-

füllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt. Die neuen Aktien, die aufgrund der Aus-

übung von Aktienoptionen ausgegeben werden, sind erstmals für das Geschäftsjahr divi-

dendenberechtigt, für das zum Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptver-

sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, sofern rechtlich 

und tatsächlich zulässig. Anderenfalls sind die neuen Aktien ab dem Geschäftsjahr ihrer 

Entstehung dividendenberechtigt. 

(2) Der auf die neuen ausgegebenen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 

darf insgesamt 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten, und zwar we-

der im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung 

noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf die Höchstgrenze von 5 % 

des Grundkapitals sind diejenigen eigenen Aktien der Gesellschaft bzw. diejenigen Aktien 

der Gesellschaft aus genehmigtem Kapital anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung an Mitarbeiter oder Geschäftsführungsorgane der Gesellschaft oder verbun-

dener Unternehmen gewährt werden. 

III. Der Vorstand 

§ 5 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann stellver-

tretende Vorstandsmitglieder bestellen. Ebenso kann der Aufsichtsrat ein Mitglied des Vor-

stands zum Vorstandsvorsitzenden oder zum Sprecher des Vorstandes ernennen. 
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(3) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen. Der Aufsichtsrat kann bestim-

men, dass alle oder einzelne Vorstandsmitglieder die Gesellschaft einzeln vertreten kön-

nen. Er kann auch alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und zur gesetzlichen Vertretung 

gemeinsam mit einem Vorstandsmitglied berechtigte Prokuristen generell oder für den Ein-

zelfall vom Verbot der Mehrfachvertretung gemäß§ 181 2. Alt. BGB befreien; § 112 AktG 

bleibt unberührt. 

IV. Der Aufsichtsrat 

§ 6 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Sie werden für die Zeit bis zur Beendigung 

der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 

dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem ihre Amtszeit 

beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit beschlie-

ßen. Dem Aufsichtsrat sollen nicht mehr als zwei ehemalige Mitglieder des Vorstands an-

gehören. 

(2) Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der 

Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausgeschiedener Aufsichtsratsmit-

glieder treten. Es kann auch bestimmt werden, dass ein bestimmtes Ersatzmitglied nur ein 

oder mehrere bestimmte vorzeitig ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder ersetzen soll. Tritt 

ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein Amt mit Beendigung 

der nächsten Hauptversammlung, in der ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spä-

testens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmit-

glieds. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds, für das kein 

Ersatzmitglied nachrückt, gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des 

ausscheidenden Mitglieds. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats sowie jedes Ersatzmitglied kann sein Amt unter Einhal-

tung einer einmonatigen Kündigungsfrist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Er-

klärung gegenüber dem Vorstand niederlegen. 

(4) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten 

Mitglieds einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in § 6 Absatz 1 bestimmte 

Amtszeit. Die Wahl findet im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichts-

ratsmitglieder bestellt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfindenden 

Sitzung statt. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit bei 

der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Auf-

sichtsrats. Scheidet im Laufe einer Wahlperiode der Vorsitzende oder sein Stellvertreter 

vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die 

restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

(5) Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte Aus-

schüsse bilden. Aufgaben, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse bestimmt der Auf-

sichtsrat in seiner Geschäftsordnung oder durch besonderen Beschluss. Den Ausschüssen  
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können, soweit gesetzlich zulässig, auch entscheidende Befugnisse des Aufsichtsrats 

übertragen werden. Für Beschlussfassungen in den Ausschüssen gelten, soweit nicht 

zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, § 7 Absatz 2 bis 7 sinngemäß mit der 

Maßgabe, dass an die Stelle der Entscheidung des Aufsichtsratsvorsitzenden die des Aus-

schussvorsitzenden tritt. Die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats kann im Rahmen des 

Gesetzes Abweichendes anordnen. Dem Gesamtaufsichtsrat ist regelmäßig über die Arbeit 

der Ausschüsse Bericht zu erstatten. 

(6) Jedes ordentliche Mitglied des Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäftsjahr eine feste Ver-

gütung von EUR 30.000. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte, ein stell-

vertretender Vorsitzender das Eineinhalbfache der Vergütung eines ordentlichen Mitglieds. 

Zusätzlich erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats für seine Mitgliedschaft im Prüfungsaus-

schuss des Aufsichtsrats eine pauschale Vergütung in Höhe von EUR 5.000 pro Ge-

schäftsjahr. Weiterhin erhält jedes Mitglied des Präsidial- und des Akquisitionsausschusses 

für jede persönliche Teilnahme an einer Präsenzsitzung ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 

1.000. Soweit ein Geschäftsjahr weniger als 12 Monate beträgt, wird die Vergütung anteilig 

gezahlt. Die Vergütung und die Sitzungsgelder sollen jeweils nach der ordentlichen Haupt-

versammlung ausgezahlt werden.. 

(7) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern die baren Auslagen. Die Umsatz-

steuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt 

sind die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen, und dieses 

Recht ausüben. 

(8) Die Gesellschaft kann im eigenen Interesse eine angemessene Vermögensschaden­Haft-

pflichtversicherung (D&O-Versicherung) für ihre Organe und Leitungsverantwortlichen un-

terhalten, soweit dies zu wirtschaftlich vertretbaren Konditionen möglich ist, in die auch die 

Aufsichtsratsmitglieder einbezogen und auf Kosten der Gesellschaft mitversichert werden 

können. 

§ 7 

(1) Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalendervierteljahr und muss mindestens zweimal im Ka-

lenderhalbjahr zusammentreten. Der Aufsichtsrat hat ferner immer zusammenzutreten, 

wenn eine geschäftliche Veranlassung hierzu vorliegt. 

(2) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung von sei-

nem Stellvertreter, einberufen. 

(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung 

des Aufsichtsratsvorsitzenden können Beschlüsse im Einzelfall auch ohne Einberufung o-

der Abhaltung einer Aufsichtsratssitzung schriftlich, per Telefax telefonisch oder mit Hilfe 

anderer moderner Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) gefasst werden, wenn kein Mit-

glied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemesse-

nen Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden festgestellt und allen 

Mitgliedern des Aufsichtsrats schriftlich zugeleitet. 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der Beschlussfassung mindestens die Hälfte 

der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, persönlich oder durch schriftliche 
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Stimmabgabe nach Maßgabe des Absatzes 5 an der Beschlussfassung teilnehmen. Den 

Vorsitz führt der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter. Die Art der Abstimmung 

bestimmt der Vorsitzende der Sitzung. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfas-

sung teil, wenn es sich der Stimme enthält.  

(5) Aufsichtsratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung des Aufsichtsrats teilzuneh-

men, können durch ein anderes von ihnen schriftlich hierzu ermächtigtes Aufsichtsratsmit-

glied eine schriftliche Stimmabgabe überreichen lassen. 

(6) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit 

nicht gesetzlich etwas anderes vorgesehen ist. Bei der Feststellung des Abstimmungser-

gebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Im Falle der Stimmengleichheit 

entscheidet- auch bei Wahlen - die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden, bei seiner Ver-

hinderung diejenige des stellvertretenden Vorsitzenden. 

(7) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats und etwaiger Ausschüsse sind 

als Nachweis, nicht jedoch als Wirksamkeitserfordernis, Niederschriften anzufertigen, die 

vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmung außerhalb von Sitzungen dem Leiter 

der Abstimmung bzw. dem Vorsitzenden des Ausschusses zu unterzeichnen und allen Mit-

gliedern zuzuleiten sind. 

(8) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens des Auf-

sichtsrats durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung seinen Stellvertreter 

abgegeben. Nur der Aufsichtsratsvorsitzende und im Falle seiner Verhinderung sein Stell-

vertreter ist ermächtigt, an den Aufsichtsrat gerichtete Willenserklärungen entgegen zu-

nehmen. 

§ 8 

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der 

Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften der Gesellschaft 

und der von ihr abhängigen Unternehmen nur mit seiner Zustimmung vorgenommen wer-

den dürfen, insbesondere solche, die die Vermögens-, Finanz­ oder Ertragslage der Ge-

sellschaft oder des Konzerns grundlegend verändern können. Für diese Arten von Ge-

schäften legt der Aufsichtsrat im Hinblick auf die Risikoposition des Unternehmens auch 

angemessene Wertgrenzen oder sonstige geeignete Grenzen fest, bei deren Überschrei-

tung eine Zustimmung des Aufsichtsrats vom Vorstand einzuholen ist. 

(3) gestrichen. 

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Berichte und vertrauliche Bera-

tungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen 

zu bewahren und zwar auch über die Beendigung des Amtes als Aufsichtsratsmitglied hin-

aus. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit über erhaltene 

vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Bei Ablauf des Mandats sind 

alle vertraulichen Unterlagen an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zurückzugeben. Be-
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absichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, an Dritte Angaben insbesondere über Inhalt und Ver-

lauf von Aufsichtsratssitzungen sowie vom Inhalt von Aufsichtsratsvorlagen und -be-

schlüssen weiterzugeben, hat es vorher die Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichts-

rats einzuholen. Die Mitglieder des Aufsichtsrats stellen sicher, dass die von ihnen einge-

schalteten Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. 

V. Hauptversammlung 

§ 9 

(1) Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz 

einer deutschen Wertpapierbörse statt. 

(2) Die Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrat, die 

Gewinnverwendung, die Wahl des Abschlussprüfers und ggf. die Feststellung des Jahres-

abschlusses beschließt (ordentliche Hauptversammlung), wird innerhalb der ersten acht 

Monate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten.  

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Einberufung der Hauptversammlung vorzusehen, die 

Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung der Gesellschaft über elektronische Me-

dien in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen. 

(4) Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch Bekanntmachung im elektronischen 

Bundesanzeiger. Für die Einberufung gilt die gesetzliche Frist. 

(5) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur die-

jenigen Inhaberaktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig gemäß Absatz 6 zur Hauptver-

sammlung angemeldet haben. Um die auf Inhaberaktien entfallenden Rechte ausüben zu 

können, haben Inhaberaktionäre ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-

lung und zur Ausübung des Stimmrechts zudem gegenüber der Gesellschaft nachzuwei-

sen. Dazu ist ein durch das depotführende Institut erstellter Nachweis über den Anteilsbe-

sitz vorzulegen. Der Nachweis muss sich auf den gesetzlich bestimmten Stichtag bezie-

hen. 

(6) Die Anmeldung gemäß Absatz 5 und der Nachweis gemäß Absatz 5 Satz 2 müssen beim 

Vorstand am Sitz der Gesellschaft oder bei einer sonst in der Einberufung genannten Stelle 

in Textform (§ 126b BGB) und in deutscher oder englischer Sprache mindestens sechs 

Tage vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag 

des Zugangs der Anmeldung und des Nachweises sind nicht mitzurechnen. 

(7) Den zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigten Aktionären wird eine Eintritts-

karte ausgestellt. 

(8) Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats und im Falle 

seiner Verhinderung ein anderes, von den anwesenden Mitgliedern des Aufsichtsrats be-

stimmtes Mitglied des Aufsichtsrats berufen. 
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(9) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungs-

gegenstände sowie die Art und Form der Abstimmung. Der Vorsitzende ist ermächtigt, das 

Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. Er kann insbe-

sondere bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen 

für den ganzen Verlauf der Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Ta-

gesordnungspunkten sowie für den einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen fest-

setzen. Dabei soll sich der Vorsitzende davon leiten lassen, dass die Hauptversammlung in 

angemessener und zumutbarer Zeit abgewickelt wird. 

(10) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Einberufung der Hauptversammlung vorzusehen, dass 

Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen 

Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise 

im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vor-

stand kann Umfang und Verfahren der Online­ Teilnahme im Einzelnen regeln. 

(11) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Einberufung der Hauptversammlung vorzusehen, dass 

Aktionäre ihre Stimmen auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im 

Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand kann das 

Verfahren der Briefwahl im Einzelnen regeln. 

§ 10 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Für die Erteilung 

der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung gelten die gesetzli-

chen Regelungen. Die Einberufung der Hauptversammlung kann Erleichterungen vorse-

hen. Für die Bevollmächtigung von etwaigen von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertretern können in der Einberufung der Hauptversammlung im Rahmen des gesetzlich 

Zulässigen hiervon abweichende Anforderungen bestimmt werden. 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit und, so-

weit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst, falls nicht 

das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vorschreibt. 

(4) Erzielt im Rahmen einer Wahl - auch soweit diese im Wege sukzessiver Abstimmungen 

über mehrere Beschlussanträge durchgeführt wird - für einzelne oder sämtliche der zu ver-

gebenden Mandate kein Kandidat die erforderliche Mehrheit (erster Wahlgang), so ist in-

soweit erneut Beschluss zu fassen (zweiter Wahlgang). Im zweiten Wahlgang sind nur sol-

che Kandidaten wählbar, die auch im ersten Wahlgang zur Wahl standen. Zur Wahl steht 

ferner höchstens diejenige Anzahl an Kandidaten, die dem Zweifachen der nach dem ers-

ten Wahlgang als zu besetzen verbleibenden Mandate entspricht; stünde sonst eine größe-

re Zahl an Kandidaten zur Wahl, so ist über die Wahl derjenigen von ihnen Beschluss zu 

fassen, deren Wahl im ersten Wahlgang mit der höchsten absoluten Zahl an Stimmen zu-

gestimmt wurde. Gewählt sind im zweiten Wahlgang diejenigen Kandidaten, deren Wahl in 

diesem Wahlgang mit der höchsten absoluten Zahl an Stimmen zugestimmt wurde. 

(5) Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat er-

mächtigt. 
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VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 11 

(1) In den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand für das vergan-

gene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Konzernabschluss (jeweils Bilanz, Ge-

winn- und Verlustrechnung sowie Anhang) sowie die jeweiligen Lageberichte oder den ge-

meinsamen Lagebericht für die Gesellschaft und den Konzern aufzustellen und unverzüg-

lich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat sowie dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzu-

legen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag über die Verwendung 

des Bilanzgewinnes vorzulegen, den er der Hauptversammlung machen will. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Konzernabschluss und den bzw. die Lage-

berichte für die Gesellschaft und den Konzern für das vergangene Geschäftsjahr sowie den 

Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinnes zu prüfen und über das Ergebnis seiner 

Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Der Aufsichtsrat hat seinen Be-

richt innerhalb eines Monats, nachdem ihm die gemäß Absatz 1 vorzulegenden Unterlagen 

zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss seines Berichts hat der Aufsichts-

rat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernab-

schluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser festge-

stellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresab-

schlusses der Hauptversammlung zu überlassen. 

(3) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat der 

Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. 

§ 12 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft beschließt über die Verwendung des sich aus 

dem festgestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann weitere Beträge in Gewinn-

rücklagen einstellen oder als Gewinn vortragen oder eine andere Verwendung beschließen. Soweit 

die Hauptversammlung keine andere Verwendung bestimmt, wird der Bilanzgewinn an die Aktionäre 

verteilt. Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung auch eine Sachaus-

schüttung beschließen. 


